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Der blutige NATO-Einsatz in Afghani-
stan ist gewissermaßen der Prototyp für 
eine neue Form westlicher Kriegsführung. 
Nicht der militärische Sieg gegen eine 
reguläre Armee steht dort im Vordergrund, 
vielmehr geht es primär darum, einen Auf-
stand niederzuschlagen und ein Land als 
NATO-Kolonie effektiv zu verwalten. Da 
hierfür zivile Akteure von entscheidender 
Bedeutung sind, werden diese immer mas-
siver in den Dienst des „neuen Kolonialis-
mus“ gestellt. Genauso wie die Trennung 
zwischen innerer und äußerer Sicherheit 
derzeit gezielt verwischt wird, erodiert auch 
die Abgrenzung ziviler und militärischer 
Mittel, alle Kapazitäten sollen künftig strikt 
auf die erfolgreiche Aufstandsbekämpfung 
und damit die Durchsetzung staatlicher 
Machtinteressen ausgerichtet werden.

Afghanistan ist gegenwärtig das zentrale 
Experimentierfeld, der „Lackmustest“ 
(Angela Merkel), für diese neue Form 
Zivil-militärischer Aufstands- und Besat-
zungsmissionen. Nur wenn es gelingt, den 
dortigen Widerstand „erfolgreich“ zu bre-
chen, wird die NATO in der Lage sein, 
künftig weitere Länder ihrer Kontrolle zu 
unterwerfen – scheitert sie damit, steht die 
Existenz der Allianz auf dem Spiel. Aus 
diesem Grund intensiviert die Bundesregie-
rung derzeit ihre Anstrengungen zur Auf-
standsbekämpfung in Afghanistan. 

Die Grundlagen hierfür werden vor allem 
von der der Bundesregierung zuarbeiten-
den Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP) erarbeitet. Auf ihren Vorschlägen 
basiert u.a. das immer gewaltsamere (im 
Neusprech: robustere) Vorgehen der Bun-
deswehrsoldaten im Zuge der intensivierten 
zivil-militärischen Aufstandsbekämpfung in 
Afghanistan. Besonders brisant ist, dass die 
Denkfabrik die Schaffung von Strukturen 
vorschlägt, mit denen sämtliche zivilen und 
militärischen Fähigkeiten künftig dauerhaft 
gebündelt und konsequent auf die Auf-
standsbekämpfung fokussiert werden sollen. 
Damit würde die Instrumentalisierung und 
Zweckentfremdung ziviler Akteure auf eine 
qualitativ neue, weil permanent institutio-
nell verankerte Ebene gehoben.

Eskalation am Hindukusch

Schon lange ist klar, dass die NATO-
Truppen in Afghanistan keineswegs eine 
Friedens- und Wiederaufbaumission 
durchführen, wie in den letzten Jahren 
permanent suggeriert wurde. Bereits mit 
der Ausweitung des NATO-Einsatzgebietes 
auf ganz Afghanistan im Jahr 2006 (zuvor 
war man lediglich im Norden und Westen 
aktiv) änderte die Allianz ihre Einsatzregeln 
(Rules of Engagement). Fortan durften die 
ISAF-Truppen nicht mehr allein zur Selbst-
verteidigung Gewalt anwenden, sondern 
auch zur aktiven Bekämpfung von Wider-
standsgruppen. Nüchtern stellt die SWP in 
ihrer aktuellen Studie deshalb fest: „In ganz 
Afghanistan hat sich die ISAF-Mission seit 
2006 von einer reinen Stabilisierungsope-
ration zu einem Einsatz mit dem Schwer-
punkt Aufstandsbekämpfung entwickelt.“1 

Aktuell kämpfen 52.700 ISAF-Soldaten 
in Afghanistan (Stand: 10. Juni 2008), 
die in immer heftigere Kampfhandlungen 
verstrickt werden. Die Situation eskaliert 
zusehends, wie bspws. aus einer Unterrich-
tung des Bundestages durch das Auswärtige 
Amt hervorgeht: „Die Sicherheitslage hat 
sich seit Ende 2005 deutlich verschlechtert, 
v.a. im Süden/Südosten. Der Anstieg von 
Sicherheitsvorfällen hat sich fortgesetzt: 
1755 Vorfälle 2005, 3589 Vorfälle 2006, 
6000 Vorfälle 2007.“2 Im Jahr 2008 haben 
sich die sicherheitsrelevanten Zwischen-

fälle nochmals um 27% erhöht.3 Dement-
sprechend nehmen auch die Opferzahlen 
erschreckend zu. Laut dem neuesten Afgha-
nistan-Bericht des UN-Generalsekretärs 
kamen im Jahr 2007 über 8.000 Afghanen, 
davon mehr als 1.500 Zivilisten (bei hoher 
Dunkelziffer) ums Leben. Im selben Jahr 
starben darüber hinaus 200 NATO-Solda-
ten4, im Mai und Juni 2008 überstiegen die 
Verluste der westlichen Truppen in Afgha-
nistan sogar die im Irak.5 

Gleichzeitig stellt der aktuelle Afgha-
nistan-Report der UN-Entwicklungsor-
ganisation (UNDP) fest, die humanitäre 
Situation habe sich im Zuge des westli-
chen „Wiederaufbaukrieges“ gegenüber 
der Taliban-Herrschaft sogar noch weiter 
verschlechtert. 61% der Bevölkerung seien 
chronisch unterernährt und 68% hätten 
keinen Zugang zu Trinkwasser. Selbst was 
die viel beschworenen Frauenrechte anbe-
langt, sieht der UNDP-Bericht nur mini-
male Fortschritte.6 Die unter der Besatzung 
eingeleiteten „Wirtschaftsreformen“, die 
im Kern auf die neoliberale Zurichtung 
des Landes abzielen, sind an der dramati-
schen humanitären Situation alles andere 
als unschuldig.7 

Ein ohnehin fragwürdiges westliches 
Gesellschafts- und Entwicklungsmodell 
lässt sich nicht mit Gewalt durchsetzen, 
damit gerät man zwangsläufig in einen 
Dauerkonflikt mit der Bevölkerung. Die 
Frauenrechtlerin Malalai Joya, suspendierte 
Abgeordnete des afghanischen Parlaments, 
fasst die Stimmung der progressiven Kräfte 
im Land folgendermaßen zusammen: „Wir 
wollen keine Besatzung. Die Geschichte 
beweist, dass keine Nation eine andere 
befreien kann. Es ist die Pflicht unseres 
eigenen Volkes und liegt in seiner Verant-
wortung, für seine Freiheit zu kämpfen und 
Demokratie herbeizuführen. Die Menschen 
anderer Länder können uns dabei nur eine 
helfende Hand reichen.“8 Anstatt ihr Enga-
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opfer

Truppenstärke 
(ohne OEF)

Anti-NATO 
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2003: auf Kabul beschränkt 57 5.600 83
2004: Nordausdehnung 58 8.000 334
2005: Westausdehnung 130 10.000 844
2006 Juni Süd-, Oktober 
Ostausweitung

191 20.000 1.931

2007: Versuch der landes-
weiten Kontrolle

232 31.000 2.615

2008: Schwerpunkt: Auf-
standsbekämpfung

64 (April) 52.700 (Juni) k.a.

Quelle: Den Krieg beenden – Frieden für Afghanistan! Broschüre, Die Linke im Bundestag, 
Mai 2008
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gement aber grundsätzlich zu überdenken, 
reagieren Deutschland und die NATO auf 
das Erstarken des Widerstands ihrerseits 
mit einer Eskalation der Gewalt. 

Deutschland: Robusteres Einsatzprofil 

Mit einer zeitlichen Verzögerung vollzieht 
nun auch Deutschland den Schwenk zu 
einem deutlich offensiveren Einsatzprofil 
nach. Schon im März 2008 stellte Verteidi-
gungsminister Franz-Josef Jung unmissver-
ständlich klar: „[D]er Charakter unserer 
Einsätze wird sich den Herausforderungen 
anpassen müssen! Neben den Schwerpunk-
ten der Stabilisierung und militärischen 
Absicherung von Wiederaufbaumaßnah-
men werden künftig mit der Aufgabe ‚Her-
stellen von Sicherheit‘ robustere Maßnahmen 
ins Zentrum rücken. Gerade in Afghanistan 
müssen wir uns auf ein schwieriges Umfeld 
einstellen.“9 

Sichtbarster Ausdruck für diese „robu-
steren Maßnahmen“ ist die deutsche 
Übernahme der Quick Reaction Force 
(QRF) von den Norwegern am 30. Juni 
2008. Die 205 Soldaten des 212. Panzer-
grenadierbataillons werden im Norden und 
Westen Afghanistans eingesetzt und haben 
laut ihrem Kommandeur, Oberstleutnant 
Gunnar Brügner, die Aufgabe „zu helfen, 
zu retten, zu schützen, zu unterstützen und 
natürlich überall zu kämpfen, wo solch eine 
Truppe gebraucht wird und angemessen 
ist.“ Die QRF sei für „alle Eskalationsstu-
fen“ ausgebildet.10 Damit verändert sich 
das Einsatzprofil der deutschen Truppen 
ganz erheblich: „Erstmals stehen bei einem 
Auftrag der Bundeswehrsoldaten offen-
sive Kampfaktionen im Vordergrund. Ihre 
Mandatsvorgänger, die Norweger, emp-
fehlen den Deutschen, sich jetzt auch aufs 
Töten und Sterben vorzubereiten.“11

Im Vorfeld hatte vor allem die Stiftung 
Wissenschaft und Politik massiv dafür 
geworben, dieses deutlich offensivere 
Profil zu übernehmen. Der „Operations-
schwerpunkt Aufstandsbekämpfung“, so 
die Kernforderung einer SWP-Studie vom 
Januar 2008, müsse ins Zentrum der Ein-
satzplanung rücken. Die bereits damals 
beschlossene Übernahme der QRF wurde 
deshalb in der Studie als Schritt in die rich-
tige (offensive) Richtung gelobt.12 In ihrer 
Folgestudie „Aufstandsbekämpfung als Auf-
trag“ vom Mai 2008 fordert die SWP die 
Bundesregierung erneut unverblümt dazu 
auf, sie solle „zukünftig vermehrt offensive 
Operationen unterstützen.“13 Die nächsten 
Schritte hierfür sind bereits geplant: Späte-
stens im Herbst soll das Bundeswehrman-
dat von derzeit 3.500 um mindestens 1.000 

Soldaten aufgestockt und das deutsche Ein-
satzgebiet ausgedehnt werden. 

Damit wird jedoch lediglich weiter an der 
Eskalationsspirale gedreht, wie die Worte 
des militärpolitischen Beraters der deut-
schen Botschaft in Kabul untermauern. Er 
kritisierte im Mai 2007 in einem internen 
Schreiben an Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier die Situation folgendermaßen: 
„Die ständige Forderung nach Truppen-
verstärkung, die steigenden Kosten des 
militärischen Engagements, das Anwachsen 
eigener Verluste und die wachsende Zahl 
ziviler Opfer verdeutlichen die Ungeeignet-
heit und Ausweglosigkeit der militärischen 
Gewalt als Lösung der inneren und äußeren 
gesellschaftlichen Probleme Afghanistans. 
[…] Es ist unerträglich, dass unsere Koali-
tionstruppen und ISAF inzwischen bewusst 
Teile der Zivilgesellschaft [...] bekämpfen. 
[...] Es gibt keine Entschuldigung für das 
durch unsere westlichen Militärs erzeugte 
Leid.“14  

Zivil-Militärische Aufstandsbekämpfung 

Das gesamte Kriegskonzept der NATO 
kreist seit einiger Zeit um den Begriff der 
„vernetzten Sicherheit“ – im NATO-Jargon 
auch „comprehensive approach“ genannt. 
Im Kern geht es dabei darum, alle verfüg-
baren zivilen Kapazitäten (Entwicklungs-
helfer, Polizisten, Juristen, etc.) für das 
reibungslose Funktionieren des Besatzungs-
regimes nutzbar zu machen. Formal soll die 
Tätigkeit ziviler Akteure dabei – bislang 
noch - lediglich eng mit dem Militär koor-
diniert werden, in der Praxis werden sie 
ihm jedoch faktisch unterstellt. 

Wie man sich das für Afghanistan vor-
stellt, wird von Daniel Fried, Staatssekretär 
für Europäische und Eurasische Angele-
genheiten des amerikanischen Außenmi-
nisteriums, bei einer Anhörung vor dem 
US-Kongress folgendermaßen beschrieben: 
„Viele der neuen [NATO-Militär-]Kapazi-
täten werden gegenwärtig in Afghanistan 
getestet – dort lernen wir auch, wie zivile und 
militärische Anstrengungen besser integriert 
werden können. Mit jedem Monat lernen 
wir mehr darüber, was im 21. Jahrhundert 
für eine Aufstandsbekämpfung erforderlich 
ist – ein kombinierter zivil-militärischer 
Ansatz, bei dem Soldaten Seite an Seite 
mit Entwicklungshelfern, Diplomaten und 
Polizeitrainern agieren.“15 Ganz konkret 
funktioniert die Zivil-militärische Zusam-
menarbeit (CIMIC) in Afghanistan über 
so genannte Regionale Wiederaufbauteams 
(Provincial Reconstruction Teams, PRTs). 
Deutschland unterhält zwei dieser aus Sol-
daten und Zivilisten zusammengesetzten 

Einheiten (in Kundus und Faisabad). Diese 
Truppen sollen nicht nur kämpfen, sie sind 
auch für humanitäre Hilfe, Wiederaufbau-
maßnahmen und vieles weitere zuständig: 
„PRTs weisen eine Stärke von jeweils etwa 
50 bis 500 Personen auf. [...] Dabei agieren 
die PRTs in drei Dimensionen: Schaffung 
von Sicherheit, Bildung staatlicher Insti-
tutionen und Durchführung bzw. Ermög-
lichung von Wiederaufbau. [...] Im Feld 
sind PRTs als Patrouille, Vermittler, Netz-
werkbilder, Betreiber von Wiederaufbau-
projekten, Armee- und Polizeiausbildner, 
Demobilisierungs- und Entwaffnungshelfer 
sowie als Informationsbeschaffer aktiv.“16 
Das konkrete Aufgabenprofil der deutschen 
CIMIC-Einheiten wird folgendermaßen 
beschrieben: „Die deutschen PRTs unter-
stützen aber nicht nur den Aufbau der Poli-
zei, sondern sind auch in weiteren Bereichen 
aktiv, wie u.a. in der Drogenbekämpfung 
und der Bekämpfung des Terrorismus, in 
der Öffentlichkeitsarbeit (Betreiben von 
Radiosendern) sowie im Monitoring (Sam-
meln von Informationen aus den Bereichen 
Politik und Militär).“17

Obwohl das Groß der Wiederaufbaumaß-
nahmen außerhalb der CIMIC-Strukturen 
erfolgt, wird hiermit – erfolgreich (s.u.) - der 
Eindruck erweckt, humanitäre Hilfe sei von 
Militär und ihrem Besatzungsregime nicht 
zu trennen. Als eine Art PR-Maßnahme soll 
hierdurch die Akzeptanz der militärischen 
Besatzung in der afghanischen Bevölkerung 
erhöht werden. Darüber hinaus leisten die 
PRTs für Kampfhandlungen - so sie sie 
nicht gleich selbst durchführen – Zuarbeit 
in Form von Spionagetätigkeiten. Anne 
Bodine, Mitarbeiterin des US-Außenmi-
nisteriums im PRT in Herat, beschrieb die 
Tätigkeit ihrer Truppe wie folgt: „Wir sind 
Augen und Ohren der US-Regierung.“18 
Auch die SWP betont, „das große Poten-
tial der CIMIC-Kräfte“ müsse zukünftig 
„stärker berücksichtigt werden“. In einem 
„so vielschichtigen und sich rasch verän-
dernden sozialen Umfeld wie Afghanistan“ 
seien „Kenntnisse über lokale Machtge-
füge [...] äußerst wichtig.“ CIMIC gehöre 
mittlerweile sogar „zu den Ausbildungs-
gängen der Führungsakademie der Bun-
deswehr“, berichtet die SWP: „Damit 
wird den zukünftigen Kommandeuren der 
hohe Nutzen von CIMIC bei Lagebildge-
nerierung, Bewertung und Erstellung von 
Handlungsempfehlungen [...] vertraut 
gemacht“.19 

Um den zahlreichen Vorwürfen von Seiten 
humanitärer Organisationen zu begegnen, 
sie würden im Rahmen von CIMIC dem 
Militär untergeordnet,  stellen die SWP-
Autoren zwar richtigerweise fest, die deut-
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schen PRTs würden – im Gegensatz zu den 
US-amerikanischen – „gleichberechtigt 
von einem Vertreter der Bundeswehr und 
einem des Auswärtigen Amtes geleitet.“20 
Aber selbst im Bundesministerium für 
Zusammenarbeit (BMZ) wird eingeräumt, 
dass in der Praxis von Gleichberechtigung 
keine Rede sein kann: „[A]uch das deutsche 
PRT folge in erster Linie einer militäri-
schen Logik, kritisiert [BMZ-Staatssekretär 
Erich] Stather, da die erste Überlegung sei, 
wo es aus militärischer beziehungsweise 
sicherheitspolitischer Perspektive wichtig 
sei, Präsenz zu zeigen und erst in einem 
zweiten Schritt überlegt werde, welche ent-
wicklungspolitischen Maßnahmen in der 
gewählten Region sinnvoll seien.“21 Einen 
weiteren Aspekt spricht Hans-Joachim 
Preuß, Generalssekretär der Welthunger-
hilfe, an: „Im deutschen PRT ist zu unter-
scheiden die ‚funktionale‘ Trennung der 
verschiedenen Elemente von der Sichtbar-
keit der Trennung nach außen. Die ‚funk-
tionale‘ Trennung [...] funktioniert eher als 
die Trennung nach außen.“22

Diese kritischen Stimmen sind nur allzu 
verständlich. Denn durch die Zivil-militäri-
sche Zusammenarbeit verlieren zivile Helfer 
ihre Neutralität. Selbst die Organisationen, 
die sich bislang strikt weigern, 
mit dem Militär zusammen-
zuarbeiten, sind nicht mehr 
in der Lage, glaubhaft ihre 
neutrale Position vermitteln 
zu können. Vom afghanischen 
Widerstand werden sie als Kol-
laborateure des Militärs und 
damit als legitime Anschlags-
ziele betrachtet. So war Ärzte 
ohne Grenzen bereits im Jahr 
2004 gezwungen, sich nach 
24jähriger Tätigkeit aus Afgha-
nistan zurückzuziehen. Auch 
die Welthungerhilfe reduzierte 
nach wiederholten Angriffen 
im Jahr 2007 ihre Aktivitä-
ten in Afghanistan drastisch. 
Die Organisation führt diese 
Angriffe maßgeblich zurück auf 
„die Vermischung von Überle-
benshilfe und Wiederaufbau 
mit militärischen Einsätzen 
und der damit verbundenen 
unzureichenden Abgrenzung 
von zivilen und militärischen 
Kräften im Rahmen der Pro-
vincial Reconstruction Teams 
(PRT). Wenn nämlich bewaff-
nete Kräfte nicht mehr zwi-
schen Militär und Zivilisten 
unterscheiden können, werden 
auch Hilfsorganisationen zum 

Ziel von Angriffen.“23 In bemerkenswerter 
Deutlichkeit kritisierte Caritas Internatio-
nal im Juni 2008 den militanten Charakter 
der westlichen „Entwicklungshilfe“, indem 
sie bemängelte, dass „die Ausschüttung der 
Hilfsgelder nicht an den tatsächlichen Hilfs-
Bedarf gekoppelt ist, sondern sich vielmehr 
an der Aufstandsbekämpfung orientiert.“24

Trotz dieser Klagen fordert die SWP, dass 
die Zivil-militärische Zusammenarbeit in 
Afghanistan nicht nur ausgebaut, sondern 
auch deutlich stärker institutionalisiert 
wird: „Bislang werden die Prinzipien ver-
netzter Sicherheitspolitik militärisch-ope-
rativ nicht in dem Maße umgesetzt, wie es 
im Rahmen des ISAF-Einsatzes notwendig 
wäre. Der Bundesregierung fehlt es – auf 
ziviler wie militärischer Ebene – an geeig-
neten integrierten Planungsstrukturen und 
Einsatzinstrumenten, um eine militärische 
Operation mit dem Schwerpunkt der Auf-
standsbekämpfung durchzuführen. [...] Für 
die Führung eines Einsatzes wie in Afghani-
stan sollte eine integrierte zivil-militärische 
Spitze verantwortlich sein. [Es] ließen sich 
so unterschiedliche zivile Organisationen 
effektiv in die Planung und Durchführung 
von Auslandseinsätzen einbinden.“25

Auf operativer Ebene soll die bisherige 

funktionale Trennung offenbar völlig aufge-
hoben werden, was in gewisser Weise konse-
quent ist: betrachtet man die einschlägigen 
CIMIC-Definitionen von NATO und 
Bundeswehr genauer, so lässt sich feststel-
len, dass dort ohnehin völlig offen von einer 
Unterordnung ziviler Kapazitäten unter das 
Militär gesprochen wird.26 Vor diesem Hin-
tergrund fordert die SWP für Afghanistan 
die „Entwicklung einer Einsatzstruktur, die 
zivile Kapazitäten für die Dauer des Ein-
satzes in die militärischen Strukturen inte-
griert.“27 Schlussendlich sollen die PRTs 
künftig auch verstärkt für offensive Kampf-
handlungen eingesetzt werden: „Bei den 
PRT besteht in jedem Fall Weiterentwick-
lungsbedarf. Es fehlt ihnen im Kontext der 
sich verschlechternden Sicherheitslage an 
operativen Eingreifreserven, die ihre Kom-
mandeure in die Lage versetzen würden, 
gegen Angreifer tätig werden zu können.“28 

Neue Strukturen für die Zivil-Militäri-
sche Aufstandsbekämpfung

Auf NATO-Ebene wird also der Zivil-
militärischen Zusammenarbeit immer grö-
ßere Priorität eingeräumt. Um dem auch 
strukturell Rechnung zu tragen, schlug die 

SWP unlängst die „Schaffung einer 
zivil-militärischen Planungs- und 
Führungsfähigkeit in der NATO“ 
vor. Dies hätte große Vorteile, denn 
hierdurch würden „die zivilen und 
die militärischen Fähigkeiten der EU 
sowie die militärischen Fähigkeiten 
der NATO an einem Ort koordi-
niert.“29

Analog fordert die Denkfabrik auch 
für Deutschland auf der strategischen 
Planungsebene feste Strukturen, um 
die Zivil-militärische Aufstandsbe-
kämpfung dauerhaft zu institutio-
nalisieren. Der im September 2004 
eingerichtete „Ressortkreis Zivile Kri-
senprävention“ wird hier lobend als 
„erster Ansatz“ erwähnt. Dort sitzen 
unter Federführung des Auswärti-
gen Amts die Akteure verschiedener 
Ministerien an einem Tisch, dies 
soll zu einer „engeren Abstimmung 
zwischen diplomatischen, entwick-
lungspolitischen und sicherheitspoli-
tischen Aktivitäten führen.“30 

Allerdings ist dieser Ressortkreis der 
SWP noch nicht deutlich genug auf 
die Unterstützung des eigentlichen 
Kernauftrages ausgelegt. Zu diesem 
Zweck soll eine strategische Pla-
nungseinheit im Auswärtigen Amt 
geschaffen werden: „Ihre Aufgabe 
wäre es, die politischen, wirtschaft-
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lichen und militärischen Aspekte der Auf-
standsbekämpfung zusammenzuführen. 
[...] Mit Hilfe dieser Planungseinheit ließe 
sich kontinuierlich eine gemeinsame zivil-
militärische Strategie für alle laufenden Aus-
landseinsätze erarbeiten und realisieren.“31 

Darüber hinaus soll das Militär vor Ort, 
wie schon für Afghanistan vorgeschlagen 
wurde, künftig grundsätzlich den Hut 
aufhaben: „Auf operativer Ebene sollte die 
Integration ziviler und militärischer Mittel 
innerhalb der Einsatzführungsstrukturen 
des Verteidigungsministeriums erfolgen. 
[...] Es sollte generell erwogen werden, das 
Personal der mit Auslandseinsätzen befas-
sten zivilen Ministerien für die Dauer der 
Einsätze in die Strukturen des Verteidi-
gungsministeriums einzugliedern. [...] Ein 
wesentlicher Vorteil einer speziell für Aus-
landseinsätze zuständigen zivil-militärischen 
Organisation läge in der Gewährleistung 
personeller und inhaltlicher Kontinuität. 
Diese Stelle könnte etwa eine gemeinsame 
Einsatzvorbereitung für das zivile und mili-
tärische Personal koordinieren.“32

Solche Vorschläge sind aufs Schärfste 
abzulehnen. Soldaten sind Soldaten und 
Zivilisten sind Zivilisten, beide folgen voll-
ständig anderen Prioritätensetzungen oder 
sie sollten es zumindest. Humanitäre Hilfe 
etwa ist eigentlich strikt auf die unmittel-
bare Armutsbekämpfung verpflichtet, nicht 
auf die Unterstützung von NATO-Kolo-
nialeinsätzen. Sollte die Bundesregierung 
die Vorschläge der SWP (wie so häufig) 
tatsächlich aufgreifen, wäre dies ein Quan-
tensprung auf dem Weg, zivile Akteure und 
Kapazitäten der militärischen Kriegslogik 
zu unterwerfen. 
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